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„Lieber nicht 

als schlecht regieren“
„Olaf Scholz sucht einen 
Kurs aus der Misere“, von Christoph
Zotter, 7.9.
„Lieber nicht regieren als schlecht
regieren“, das hat bereits seinerzeit
der Chef der präsumtiven Koaliti-
onspartei, Christian Lindner, in
Deutschland als Begründung für
den Abbruch der Koalitionsgesprä-
che mit den Grünen und der CDU
gesagt. Nunmehr sucht Olaf Scholz
mit der demokratischen Oppositi-
on plötzlich den „Deutschland-
pakt“, denn das Wagnis für mehr
Fortschritt und Bündnis für Frei-
heit, Gerechtigkeit und Nachhaltig-
keit (© Koalitionsabkommen 7. De-
zember 2021) hat sichtlich Schiff-
bruch erlitten. 

Auch die Behauptung, die Lage
sei so schwierig, da die Vorgänger-
regierung Mist gebaut hätte, ist un-
glaubwürdig. Denn 25 Jahre ist es
her, dass Helmut Kohl (CDU) abge-
wählt wurde, 21 Jahre davon hat die
SPD seither in Regierungsverant-
wortung mitregiert. 

Wenn eine Regierung in Mehr-
heitsverhältnissen um die Mitar-
beit der Opposition fleht, sollte sie
besser nicht mehr regieren wollen,
als schlecht zu regieren, und daher
sofort die Wähler neu entscheiden
lassen. So geht Demokratie!
Dr. Christian Coreth, 3424 Wolfpassing

Fast jeder hatte ein 

Parteibuch, manche zwei
„Den Untergang der Republik her-
beireden“, GK von Gottfried Schell-
mann, 6.9.
Der Autor schildert wohl zutreffend
die aktuelle Situation der Parteien-
demokratie in Österreich. Als ich in
den 1970er-Jahren zum ersten Mal
für längere Zeit Österreich besuch-
te, war ich erstaunt, wie stark schon
damals das öffentliche Leben in

Schwarz und Rot aufgeteilt war. Ne-
ben Kammern und Gewerkschaf-
ten gab es noch getrennte Zeitun-
gen, Sportvereine, Rettungsdienste,
Banken und Versicherungen, die
dem einen oder anderen Lager zu-
geordnet wurden. Fast jeder hatte
ein Parteibuch, manche sogar zwei.
Damals hat keiner etwas dabei ge-
funden. Wer sich also heute vor Pa-
rallelgesellschaften fürchtet – hier
ist ein lebendiges Beispiel aus der
Vergangenheit, das bis in die heuti-
ge Zeit fortwirkt.

Was damals vielfach als „Partei-
buchwirtschaft“ bezeichnet und
geduldet wurde, kommt heutzuta-
ge leicht in den Geruch der Korrup-
tion. Warum?

Im damaligen allgemeinen
Wirtschaftsaufschwung wurde der
zu verteilende Kuchen für alle im-
mer größer, und jeder hat etwas da-
von gehabt – früher oder später. So
hat man sich halt arrangiert. 

Heute dagegen ist der Vertei-
lungskampf um die begrenzten öf-
fentlichen Wohltaten einfach här-
ter – und das Internet vergisst
nichts. Jede Partei gelobt, die

Korruption der anderen zu be-
kämpfen – bis sie selbst an die
Macht kommt. Dann hat sie alle
Hände voll zu tun, die eigene Kor-
ruption zu rechtfertigen.
Heinz Rotte, Dipl.-Betriebswirt, 1220 Wien

Literatur könnte helfen,

Tempo rauszunehmen
„Drei Sommer mit Émile Zola, tief
unten in der Mine …“, 
„Mein Dienstag“, Kolumne von Oli-
ver Grimm, 5.9.
Was für ein Plädoyer für die Litera-
tur! Die Antwort auf die – hier nicht
gestellte – Frage, ob Literatur im
Unterricht wieder eine größere Rol-
le spielen soll. Warum? Weil Welt-
literatur Antworten auf unsere Fra-
gen der Gegenwart hat. 

Aber Literatur ist anstrengend.
Oliver Grimm beschreibt es gleich
zu Beginn so trefflich. Er hat drei
Sommer gebraucht, um „Germi-
nal“ fertig zu lesen. Aber der Er-
kenntnisgewinn ist ungleich höher
und umfassender, als wir es in un-
serer schnelllebigen Zeit gewohnt
sind. Literatur könnte helfen, Tem-

po aus unserer Zeit der schnellen
Nachrichten auf diversen Social-
Media-Kanälen zu nehmen. Es
könnte eine Zeit der konstruktiven
Nachdenklichkeit entstehen. Oliver
Grimms Appell an die Genossin-
nen und Genossen, aber auch an
die bürgerlich-konservativen Zeit-
genossen, würde ich ausweiten auf
die für Bildung verantwortlichen
Politiker und Politikerinnen.

Warum hat große Literatur Jahr-
hunderte, sogar Jahrtausende über-
dauert? Darüber nachzudenken
wäre doch ein lohnenswerter bil-
dungspolitischer Ansatz.
Friederike Pacik, 1230 Wien

Projekt Heumarkt:

Neustart wünschenswert
„Drei Aussichten auf das Weltkul-
turerbe“, von Christian Kühn, 2.9.
Vor mehr als zwanzig Jahren hat ein
Artikel von Friedrich Kurrent („An
der Nabe der Stadt“, „Die Presse“,
21.12. 2002) wesentlich dazu beige-
tragen, dass in den folgenden Mo-
naten nach einem Machtwort Mi-
chael Häupls ein Neustart des Pro-

jahr, und zwar mit allem, was dazu-
gehört. Es gab keine Therapien,
und Schmerzmittel halfen nur be-
dingt. Meine Überlebensstrategie
waren starke Schlafmittel. 

Ein Ende fand das fast über
Nacht in der Andropause mit 50.
Seitdem ist die Migräne komplett
verschwunden. Kleine Kopf-
schmerzen gelegentlich sind „nor-
mal“. Also: abwarten und Tee trin-
ken …
Walter Dorfmeister, 1040 Wien

schitz nachfragen! Auf ein Detail
möchte ich hier hinweisen: Wenn
man wirklich die Vermögen anstel-
le von Arbeit besteuern möchte,
wird es eine „lost generation“ ge-
ben. Nämlich wir ältere Menschen,
denen ihr Vermögen weggesteuert
wird und die sich kein neues schaf-
fen können. Uns würde eine ver-
minderte Einkommensteuer kaum
helfen – aber unser angespartes
Vermögen! Wenn das dann auch
noch weggesteuert wird, dann wird
es vermutlich eng.

Man wird also noch sehr viel zu
reden haben, bis eine vernünftige
Umstellung der Besteuerung von
Einkommen auf Vermögen gebo-
ren ist. Und immer wieder drängt
sich mir die Frage auf: Wozu das
Ganze?
Baurat h.c. DI Franz Ehrlich, 1140 Wien

Ende der Migräne in der

Andropause
„Was bei Migräne nachhaltig wirkt“,
von Köksal Baltaci, 2.9.
Ich, heute 75 Jahre, männlich, hatte
Migräne seit meinem 16. Lebens-

jekts Wien Mitte erfolgt ist. Es ist zu
hoffen, dass nach diesem hervorra-
genden Text von Christian Kühn
heute Politiker einen ähnlichen
Mut aufbringen und sich zu einem
Neustart des Heumarkt-Projekts
durchringen.
Dr. Dieter Köberl, 1130 Wien

Warum soll man über

neue Steuern reden?
„Ja, reden wir über eine Erbschafts-
und Vermögensteuer“, LA von Nor-
bert Rief, 7.9.
So viel Konsens zu so viel Non-
sens habe ich der „Presse“ eigent-
lich nicht zugetraut. Noch dazu, da
ich den Eindruck habe, dass der
Verfasser den neuen sozialisti-
schen Besteuerungsplänen ohne-
hin skeptisch gegenübersteht. Wa-
rum soll man über neue Steuern re-
den? Das Geld, das hier versteuert
werden soll, wurde redlich erwor-
ben und schon einmal versteuert.
Vielleicht gibt es statt neuer Steu-
ern auch irgendwo Ausgaben, die
man sich sparen kann. Er möge ein-
mal bei seinem Kollegen Josef Ur-

E s muss einen Grund haben, warum der Manneken Pis am Ran-
de des Grand Place in Brüssel eine Touristenattraktion ist und

die Scharen anzieht – trotz der Kleinheit des Objekts. Ganz ähnlich
verhält es sich mit der Kleinen Meerjungfrau in Kopenhagen. In der
belgischen Hauptstadt ist indessen die Versuchung groß, es dem
kleinen Männchen gleichzutun. Polizeipatrouillen sind dazu ange-
halten, das öffentliche Urinieren zu unterbinden. Es würde sonst
zum Massensport betrunkener Männerhorden werden.

Was in die Gäste des belgischen Justizministers gefahren ist,
nächtens reihenweise ans Polizeiauto zu pinkeln, das zu dessen
Schutz abgestellt war, lässt sich erahnen. Ein Halbstarken-Ritual.
Polizisten hatten einmal die Minister-Entführung verhindert. Bei
der 50er-Party von Vincent Van Quickenborne, der auch für die Po-
lizei zuständig ist, muss es hoch hergegangen sein. Unter dem Mot-
to: einmal noch den starken Mann – und das Revier – markieren. 

Nicht, dass es im Haus des Ministers an einer Toilette gefehlt
hätte. Doch das belgische Bier tat eben schnell seine Wirkung. Wo-
möglich hat der Spitzname des Ministers das Seine dazu beigetra-
gen. Der Mann, ein Überflieger, nennt sich selbst „Quick“ oder kurz
„Q“ – wie die James-Bond-Figur. Der „Quickie“ wurde zum „Pipi-
gate“ und nun zum Politikum in Belgien. (vier)

E-Mails an: thomas.vieregge@diepresse.com

PIZZICATO

„Quickie“, der zu Pipigate wurde

A lso wurde vor einer Woche wieder
einmal das „Größte“ verkündet –
seit Jahrzehnten, seit jeher, egal.

Es war Innenminister Gerhard Karners
(ÖVP) „größte Kriminaldienstreform seit
der Zusammenlegung von Polizei und
Gendarmerie“ 2005. Sie soll vor allem der
Internetkriminalität den Kampf ansagen.
Eine neue Einheit wird geschaffen, das
Personal verdoppelt, jeder Polizist wird
entsprechend geschult. Es wäre fein,
wenn Polizisten – damit konfrontiert – die
Sache schon jetzt ernst nehmen würden.
So neu sind die Methoden ja nicht. 

Wie ein Fallbeispiel zeigt, gibt es aber
sowohl im Innenministerium als auch bei
der Polizei Verbesserungspotenzial im
Bemühen, die Sache ernst zu
nehmen: Eine freiwillige Hel-
ferin benötigt für ihre Mitar-
beit bei einer sozialen Orga-
nisation ein polizeiliches
Führungszeugnis. Internetaf-
fin, wie sie ist, will sie dieses
via Strafregisteramt@poli-
zei.at beziehen. Sie wird um-
gehend auf die Website von
Yukon Gmbh verwiesen,
zahlt die verlangten 20 Euro
und merkt bald, dass der An-
trag nicht behandelt wurde. Ein Anruf bei
der Polizei brachte die wertlose Informa-
tion, sie habe eben bei dieser Seite einen
„Wegweiser“ bestellt. Ende der Auskunft.

Das war überraschend, denn auf der
Seite des Europäischen Verbraucherzen-
trums findet sich seit Oktober 2021 unter
„Abzocke beim Online-Strafregisteraus-
zug“ explizit die Warnung vor der „Falle
Internetabzocke“ mit allen Details.

Wahrscheinlich aus Personalmangel
konnte die Polizei dem in zwei Jahren kei-
ne Aufmerksamkeit schenken. Vielleicht
war das auch der Grund, warum bei der
Landespolizeidirektion Wien tagelang
niemand das Telefon bedienen und einen
Anruf entgegennehmen konnte. Als sich
nach fünf Tagen doch jemand meldete,
wurde unsere hartnäckige Freiwillige mit
dem „Chef der Abteilung“ verbunden.
Dieser erklärte eher ungehalten, es hand-
le sich bei Yukon um eine private Firma,
er habe keine Zeit für solche Angelegen-
heiten und werde außerdem seinen Na-
men nicht mitteilen. Dann brach er das
Gespräch wortlos ab. Mit Sicherheit sollte

er in die Gruppe der zu Schulenden auf-
genommen werden.

Unsere hartnäckige Freiwillige ver-
suchte es schriftlich – mit einem Mail an
das Büro des Innenministers und an die
Polizeidirektion. Aus dem Ministerium
kam eine automatisierte Antwort, aus
dem Bundeskriminalamt eine auf-
schlussreiche. 

Und zwar mit diesen relevanten Stel-
len: „Das von Ihnen gemeldete ,Phäno-
men‘ (Modus Operandi) der gefakten
Webseiten mit betrügerischen Absichten
ist uns bereits bekannt und es werden da-
hingehend dementsprechende
Schritte gesetzt. Leider ist es bis dato
nicht gelungen, diese Art von Betrugsver-

suchen gänzlich zu verhin-
dern. Um Ihnen am besten
zu helfen, verweisen wir Sie
auf die nächste lokale Poli-
zeidienststelle. Bei Ihrer Po-
lizeidienststelle kann vor Ort
abgeklärt werden, was im
konkreten Fall vorliegt und
ob und welche Ermittlungs-
schritte erforderlich und
möglich sind (Anzeige we-
gen Betruges)“ . Zum
Schluss noch der Rat: „Sie

können selbst ,Open Source‘-(Google)-
Recherchen im Internet vornehmen, um
sich künftig so gut wie möglich vor Betrü-
gern, aktuellen Betrugsmaschinen und fi-
nanziellen Schäden zu schützen“. 

D as hat Charme. Denn zum einen
wird unsere hartnäckige Freiwil-
lige auf jene Polizeistation ver-

wiesen, bei der sie tagelang krachend ge-
scheitert ist, die Polizei auf das aufmerk-
sam zu machen, was auf der
EU-Verbraucherseite steht. Zum anderen
geht aus dem Schreiben des Bundeskri-
minalamts hervor, dass man ja die Sache
mit den Internetbetrügern selbst in die
Hand nehmen und sich selbst vor Scha-
den schützen könne. 

Angeblich „zischt die Cyber-Cobra
bereits“, wie es bei der Pressekonferenz
des Innenministers in Bezug auf die neue
Einheit hieß. Die Regierung wird hoffent-
lich nicht vom „lautesten Zischen“ seit
Einführung des Internets sprechen.

E-Mails an: debatte@diepresse.com

Mit Crime, Charme und Cobra: 
Die Polizei und das Internet
Was es mit dem Rat auf sich hat, sich via Open Source (Google) vor kriminellen

Machenschaften selbst zu schützen. Und warum ein Polizist nicht gern telefoniert.

‘‘Es gibt sowohl im
Innenministeri-
um als auch bei
der Polizei Ver-
besserungspoten-
zial im Bemühen,
die Sache ernst
zu nehmen.
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A us heutiger Sicht klingt die
Begründung, mit der die Eu-
ropäische Zentralbank

(EZB) zur Mitte des vergangenen
Jahrzehnts im Gefolge der Staats-
schuldenkrise eine zuvor noch nie
praktizierte Politik der Minuszin-
sen eingeleitet hat, wie aus einer
anderen Welt: Angesichts niedri-
ger, im Europaschnitt nur knapp
über null Prozent liegender Inflati-
onsraten ginge es um die Vermei-
dung einer andernfalls drohenden
Deflation. Man werde daher die
Niedrigzinspolitik so lang beibe-
halten, bis eine Inflationsrate von
annähernd – aber nicht über – zwei
Prozent erreicht sei. 

Etwa zeitgleich mit dieser das
Kreditgeschehen und damit die
Geldmenge ankurbelnden Maß-
nahme starteten vor 15 Jahren
großvolumige Anleihe-Ankaufs-
programme, die zu Beginn der Co-
ronakrise zusätzlich massiv aufge-

stockt wurden. Diese
„unkonventionelle“ Maßnahme
begründete man ebenfalls mit der
Abwehr einer befürchteten Deflati-
on. Im Lauf der Jahre wurde aller-
dings immer offenkundiger, dass
damit vor allem die Anleihekosten
der höher verschuldeten Eurolän-
der in Grenzen gehalten werden
sollten, um den Zusammenhalt der
von unerwarteten Schulden-
schocks erschütterten Eurozone
nicht zu gefährden. 

Spielraum für Notenbanken 

Es steht außer Streit, dass Noten-
banken in ihrer umfassenden Ver-
antwortung für die geldpolitische
Seite des Wirtschaftsgeschehens ei-
nen Spielraum für unvorhersehba-
re Situationen benötigen. Euroland
ist nun einmal nur Geldunion und
nicht zugleich – wie die USA – auch
Fiskalunion. Der mit der budgetä-
ren Selbständigkeit der Mitglied-
staaten verbundenen Gefahr einer
unerwünschten Fragmentierung

oder gar eines Zerfalls muss des-
halb laufend gezielt begegnet wer-
den. Dennoch bringt die Anwen-
dung von zweifelhaft begründeten
Strategien die Gefahr eines Ver-
trauensverlusts mit sich.

Zögerlicher Abschied

Vor ebendiesem Problem stehen
wir im Augenblick in der Frage der
zur Bekämpfung der Geldentwer-
tung eingesetzten Zinspolitik. Nach
einer zunächst sehr zögerlichen
Verabschiedung von der langjähri-
gen Minus- und Nullzinspolitik rea-
gierte die EZB durchaus entschie-
den auf den sich ab dem zweiten
Quartal 2022 abzeichnenden An-
stieg der Inflationsraten. In nicht
weniger als neun Zinsschritten er-
höhte sie den Leitzins zuletzt auf
4,25 Prozent. Regelmäßig versi-
chern die Währungshüter, dass
man das Ende dieser Zinssteige-
rungen erst dort sieht, wo schließ-
lich eine zweiprozentige Inflati-
on in Aussicht steht. 

So wie man die unerwünschten
Nebenwirkungen der Niedrigzins-
politik ausgeblendet hat – man
denke nur an die mit extremen Stei-
gerungen der Immobilienpreise
und Börsenwerte verbundene In-
flation der Vermögenswerte („as-
set-inflation“) –, ist die EZB nun
auch in der Hochzinsphase darum
bemüht, die längst spürbaren kon-
junkturellen und sozialen Folgen
ihres Tuns herunterzuspielen.

In ihren Veröffentlichungen
versucht sie ein Narrativ zu ze-
mentieren, dem ein gewisserma-
ßen mechanistisches Auf und Ab
von Zins- und Konjunkturzyklen
aus der klassischen Geldmengen-
theorie zugrunde liegt. Dies, ob-
wohl der steile Anstieg der Inflation
ab Beginn 2022 eben nicht in erster
Linie durch Ausweitung der Geld-
menge, sondern ganz offenkundig
durch coronabedingte Lieferket-
tenprobleme und den von dem
Ukraine-Krieg ausgelösten Ener-
giekostenschock verursacht wurde. 

Die fortgesetzte Anwendung
von längst durch real- und geopoli-
tische Umwälzungen außer Kraft
gesetzten monetaristischen Stan-
dardrezepten auf diese doch ganz
anders gelagerte Ursachenkette
birgt die Gefahr, höchst uner-
wünschte Nebenwirkungen in
Form eines starken Wirtschaftsein-
bruchs mit all seinen fiskal- und so-
zialpolitischen Folgewirkungen
auszulösen. Man kann deshalb nur
hoffen, dass in den zweifellos hoch-
rangig besetzten Expertenteams
der EZB realistischer und politi-
scher gedacht wird, als man das
nach außen kommuniziert.

Gegen Deflationsphantom 

Es gehört überdies zu den eurospe-
zifischen Erschwernissen, dass ei-
ne schematische Anwendung des
Zins-Instruments in Ländern mit
unterschiedlich hohen Inflations-
raten zwangsläufig ungleiche Fol-
gewirkungen zeitigt. Eurostaaten
mit jetzt schon sehr niedrigen Infla-
tionsraten wie etwa Spanien wer-
den sich daher zu Recht gegen wei-
tere Zinsanhebungen wehren. Die
mitunter stark ausgeprägte Unter-
schiedlichkeit der realwirtschaftli-
chen Dynamik von Euro-Mitglied-
staaten hat eben zur Folge, dass die
durchschnittliche Inflationsrate al-

ler zwanzig Mitgliedstaaten als
Feinsteuerungsgröße der Zinspoli-
tik wenig geeignet ist. 

Einzelne Euroländer können
ihre Wettbewerbsfähigkeit – in Er-
mangelung der Option einer Ab-
wertung – durch eine vorüberge-
hende Kostendeflation sogar stär-
ken, wie das bei Griechenland in
durchaus ausgeprägter Weise be-
obachtbar gewesen ist. Durch Kos-
ten- und Preisreduktionen ausge-
löste vermeintliche Deflationsbe-
wegungen sollten deshalb nicht
voreilig als negatives und zu be-
kämpfendes Phänomen interpre-
tiert werden. Es ist vor diesem Hin-
tergrund sogar wahrscheinlich,
dass die Europäische Zentralbank
mit ihren Nullzinsen gegen ein De-
flationsphantom angekämpft hat,
das in Wirklichkeit eine durchaus
wohlstandsmehrende Folge der
Globalisierung dargestellt hat. Die
weltweite Arbeitsteilung erwies
sich eben unbestreitbar als Vorteil
für alle Mitwirkenden.

Hoffen auf Steigerungspause 

Die seit Beginn des Ukraine-Kriegs
sich abzeichnende Fragmentie-
rung einer sich in neue Machtzo-
nen aufteilenden Welt bringt nun
allerdings eine gegenteilige Kos-
tensituation mit sich: Der ange-
strebte Abbau von Rohstoff-, Ener-
gie- und Lieferkettenabhängigkei-
ten wird zwangsläufig zur
strukturellen Verteuerung vieler
Gütergruppen führen. Zugleich
werden wir uns jedoch gezwungen
sehen, bei der Auswahl der Her-
kunftsstaaten nicht allzu wähle-
risch zu sein. 

Diese vor uns liegende, zumin-
dest partielle De-Globalisierung
wird unausweichlich zu strukturell
höheren Inflationsraten füh-
ren. Zusätzlich führen das verstärk-
te Bemühen um CO2-neutrale
Energiequellen und Investitionen
in die dafür erforderliche Infra-
struktur zu strukturellen Verteue-
rungen, da bisher nicht in das
Preisgefüge eingerechnete Kosten
der Umweltschädigung nun ihren –
längst überfälligen – preislichen
Niederschlag finden.

Vor diesem Hintergrund ist zu
hoffen, dass die EZB trotz im Euro-
Querschnitt wohl noch für eine
ganze Weile deutlich über dem un-
erfüllbaren Zwei-Prozent-Ziel lie-
gender Inflationsraten eine Zins-
steigerungspause einlegt. Denn der
Preis einer dogmatischen, auf über-
holten Gesetzmäßigkeiten beru-
henden Fortsetzung des bisherigen
Kurses wäre gefährlich hoch. Schon
deshalb sollte man sich ausrei-
chend Zeit nehmen, um die neue
realwirtschaftliche Gemengelage
mit ihren preispolitischen Folgen
richtig einschätzen zu können. 

E-Mails: debatte@diepresse.com

EZB-Zinspolitik: In der Falle
unerfüllbarer Erwartungen
Gastkommentar. Die EZB hält an ihrem unerreichbaren Zwei-Prozent-

Inflationsziel fest. Dürfen wir auf mehr Realitätssinn hoffen? 
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bereits 2030 sollen es doppelt so
viele sein. Immer mehr Länder
sind auf grüne Energie angewie-
sen. Die heute Jungen werden in
einer grünen, weitgehend emissi-
onsfreien Zukunft alt. Innerhalb
einer Generation wird Europa der
erste klimaneutrale Kontinent der
Erde sein. Nachhaltige Produkte
und Güter werden zum Standard
und damit günstiger.

Diverser und fairer denn je

Auch sozial hat die junge Genera-
tion mehr zu gewinnen als zu ver-
lieren. Die Zukunft ist divers und
fair. Zuwanderung und Integrati-
on sind für Jüngere heute ebenso
selbstverständlich wie Gleichbe-
rechtigung und die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie. Im Unter-
schied zu früheren Generationen
haben die Jüngeren die Chance,
aktiver und selbstwirksamer Teil
eines grundlegenden gesell-
schaftlichen Wandels zu sein. 

Für die „Generation Global“
sind Reisen, Austausch und Ar-
beit auch außerhalb des Landes
Bestandteil der eigenen Biografie.
Lernen und arbeiten unterwegs
sowie mobil sein sind in Zukunft
so normal wie heute Schulen und
Büros. Der demografische Wan-
del, das Älterwerden der Baby-
boomer, verbindet Jung und Alt
auf neue Weise. Der Zusammen-
halt der Generationen war noch
nie so groß wie heute. Digitalisie-
rung und künstliche Intelligenz
machen Wohnen in den eigenen
vier Wänden länger und einfacher
möglich, was den eigenen Geld-
beutel schont und den Staats-
haushalt entlastet.

Die heute junge Generation
wird die reichste sein, die wir je-
mals hatten. Ökonomisch, ökolo-
gisch und sozial. Unser Begriff
von Reichtum wird neu definiert:
Aus Wohlstand wird Wohlsein.

Dr. Daniel Dettling (*1971) ist ein
deutscher Zukunftsforscher
(www.institut-zukunftspolitik.de). Er berät
Unternehmen, Ministerien, Verbände,
politische Parteien und Stiftungen. Sein
aktuelles Buch: „Eine bessere Zukunft ist
möglich. Ideen für die Welt von morgen“. 

E-Mails an: debatte@diepresse.com

W ir sind hier, wir sind
laut, weil ihr uns die Zu-
kunft klaut!“ So vehe-

ment und sichtbar hat seit der
68er-Generation keine Generati-
on das Recht auf Zukunft einge-
fordert wie Fridays for Future. Als
„No Future“-Generation sahen
sich auch die Babyboomer, als sie
noch jung waren. Umfragen zu-
folge blickt die große Mehrheit
der Generation Z, der von 1995
bis 2012 Geborenen, pessimis-
tisch in die Zukunft. Sie sieht sich
als Verlierer – ökonomisch, ökolo-
gisch und sozial. Den Wohlstand
ihrer Eltern fürchten sie nie zu er-
reichen. Dabei haben die heute
Jüngeren mehr zu gewinnen als
zu verlieren. 

Höhere Gehälter…

Ökonomisch haben die seit 1995
geborenen Post-Babyboomer
noch ein ganzes Arbeitsleben vor
sich, selbst Wohlstand anzuhäu-
fen. Dabei starten sie von einem
weitaus höheren Niveau. So kön-
nen die heutigen Akademiker mit
einem Gehalt rechnen, das mo-
natlich gut 50 Prozent mehr Kauf-
kraft als das eines durchschnittli-
chen Boomers von 1975 hat. Im
Unterschied zu diesen wachsen
die Jüngeren in einen Arbeits-
markt hinein, der nicht von Ar-
beitslosigkeit, sondern von Arbei-
terlosigkeit geprägt ist. Zudem
wird die junge Generation mehr
erben als die Generationen vor
ihr. In Österreich werden jährlich
rund 15 Milliarden Euro steuerfrei
vererbt, in den kommenden
25 Jahren wird sich dieser Wert
verdoppeln. Die ökonomischen
Aussichten sind besser denn je für
die Jungen. 

…und Erbschaften 

Ökologisch geht das Ende des fos-
silen Zeitalters einher mit im-
mensen technologischen Innova-
tionen und nie dagewesenen
neuen Geschäftsmodellen. Das
Projekt Klimaneutralität führt
nicht zum wirtschaftlichen Unter-
gang, es wird den globalen Wohl-
stand vergrößern. 2020 betrug das
weltweite Volumen für Green
Tech noch 4,6 Milliarden Euro,

Gastkommentar. Die Generation Z sieht 

pessimistisch in die Zukunft, dabei ist sie die

reichste Generation der Geschichte.

Die Jungen sind so
reich wie noch nie 
VON DANIEL DETTLING


